
Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund, der aus vier Teilen be­
steht, macht die Kommission geltend, das Gericht habe in mehr­
facher Hinsicht gegen Art. 87 Abs. 1 EG in Verbindung mit Art. 
230 EG verstoßen. Das Gericht habe den Beihilfebegriff ver­
kannt, indem es einen engen Zusammenhang zwischen dem 
Vorteil und der Bindung staatlicher Mittel verlangt habe (erster 
Teil), indem es in der Ankündigung und dem Angebot einer 
Aktionärsvereinbarung durch den französischen Staat an France 
Télécom keine Bindung staatlicher Mittel gesehen habe (zweiter 
Teil) und indem es das Kriterium des umsichtigen privaten Ka­
pitalgebers nicht angewandt habe, um das Bestehen eines Vor­
teils für France Télécom zu bestimmen (dritter Teil). Zudem 
habe das Gericht den Ermessensspielraum verkannt, über den 
die Kommission bei der Durchführung komplexer Wirtschafts­
analysen verfüge, und zu Unrecht eine Zweckmäßigkeitskon­
trolle der angefochtenen Entscheidung vorgenommen (vierter 
Teil). 

Drittens habe das Gericht die angefochtene Entscheidung ver­
fälscht, indem es angenommen habe, das die Kommission das 
Vorliegen eines anderen Vorteils durch das Angebot einer Kre­
ditlinie von 9 Mrd. Euro für France Télécom eingehender hätte 
begründen müssen, und indem es einen erheblichen Bruch zwi­
schen den Erklärungen seit Juli 2002 und der Ankündigung der 
Vereinbarung über den Aktionärsvorschuss vom 4. Dezember 
2002 festgestellt habe. 

( 1 ) ABl. L 257, S. 11. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 25. August 2010 — 
Finanzamt Deggendorf gegen Markus Stoppelkamp als 

Insolvenzverwalter über das Vermögen des Harald Raab 

(Rechtssache C-421/10) 

(2010/C 317/29) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Finanzamt Deggendorf 

Beklagter: Markus Stoppelkamp als Insolvenzverwalter über das 
Vermögen des Harald Raab 

Vorlagefrage 

Ist ein Steuerpflichtiger bereits dann ein „im Ausland ansässiger 
Steuerpflichtiger“ im Sinne des Art. 21 Abs. 1 Buchst. b der 
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über die Umsatzsteuern ( 1 ), wenn er den Sitz seiner wirtschaft­
lichen Tätigkeit im Ausland hat, oder muss als weitere Voraus­
setzung hinzukommen, dass er seinen privaten Wohnsitz nicht 
im Inland hat? 

( 1 ) ABl L 145, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf 
(Deutschland) eingereicht am 27. August 2010 — Delphi 

Deutschland GmbH gegen Hauptzollamt Düsseldorf 

(Rechtssache C-423/10) 

(2010/C 317/30) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Delphi Deutschland GmbH 

Beklagte: Hauptzollamt Düsseldorf 

Vorlagefrage 

Fallen die im Beschluss näher beschriebenen elektrischen Ver­
bindungselemente unter die Unterposition 8536 69 der Kom­
binierten Nomenklatur in den Fassungen der Verordnungen (EG) 
Nr. 1810/2004 der Kommission vom 07.09.2004 ( 1 ), 
Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27.10.2005 ( 2 ) und 
Nr. 1549/2006 der Kommission vom 17.10.2006 ( 3 ), die je­
weils zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) 
Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ergangen sind? 

( 1 ) ABl. L 327, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 286, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 301, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad 
Sofia-grad (Bulgarien), eingereicht am 6. September 2010 
— Peter Aladzhov/Zamestnik direktor na Stolichna 
direktsia na vatreshnite raboti kam Ministerstvo na 

vatreshnite raboti 

(Rechtssache C-434/10) 

(2010/C 317/31) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Administrativen sad Sofia-grad
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